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Handelspolitische Mittel haben langfristige Auswirkungen

Zölle gehören zu den gegebe­
nen Voraussetzungen für den 

Außenhandel eines Landes. Ihre 
Veränderungen können bestimmte 
Industrien zum Schrumpfen brin­
gen, andere ermutigen, und beein­
flussen über Kosten und Preise die 
Erzeugungs- und V erbraudisstruk- 
tur. Bei Abschluß von Außenhan­
delsverträgen werden die Sätze da­
her sorgfältig und mühsam aus­
gehandelt. Man entschließt sich 
zu Zugeständnissen, wenn diese 
.Opfer" ausgeglichen werden durch 
kompensierende Zugeständnisse des 
Partnerlandes, so daß sich aufs 
ganze gesehen doch ein Vorteil er­
gibt.

Aus dem falschen Handwerkskasten
Wenn jetzt vom W irtschafts- 

! minister eine lineare Zollsenkung 
von 30 Vo erstrebt w ird zu dem 
ausgesprochenen Zweck, die in der 
gegenwärtigen Konjunkturphase 
davonlaufenden Preise festzuhalten, 
so greift er sozusagen nicht in den 
richtigen Handwerkskasten. Ein 
Faktor, mit dessen Stabilität die 
produzierende W irtsdiaft im Inter­
esse ihrer Kalkulationen (Unkosten, 
Lagerhaltung, erzielbare Preise 
usw.) rechnen muß, w ird in den 
Dienst konjunktureller Absichten 
gestellt. Konjunkturpolitik aber 
bedarf ständiger, oft sogar über­
raschender Änderungen, wenn sie 
ihre Ziele erreichen will.

Allerdings beabsichtigt man nur 
eine Zollsenkung auf Zeit, d. h. 
auf 1 oder IV2 Jahre. Dann steht 
die Wirtschaft aber wieder vor 
einer neuen Unsicherheit. W ird bei 
Ablauf der Frist der Zoll w ieder 
erhöht oder nicht? Das zeigen die 
beiden konjunkturpolitisch begrün­

deten partiellen Zollsenkungen des 
vergangenen Jahres, die M itte 1956 
auslaufen sollen. W erden dann die 
früheren Zollsätze wieder gelten? 
A llerdings ist heute die Lage so, daß 
man nicht damit zu rechnen braucht. 
Die geplante 30 “/oige lineare Zoll­
senkung, die am 1. Ju li in Kraft 
treten  soll, ist auch als Ablösung 
dieser noch laufenden Zollermäßi­
gungsmaßnahmen gedacht. Eine 
W iedererhöhung hätte bei der ge­
gebenen Konjunkturlage in der Tat 
etwas Absurdes. Aber so über­
schaubar ist die Lage nicht immer.

Erhöhte K auf kraft fo rdert höheres 
W arenangebot

Bei Erwägung einer linearen 
Zollsenkung hat natürlich die Über­
legung eine Rolle gespielt, daß die 
mit Sicherheit zu erw artende Er­
mäßigung der Besteuerung die in­
ländische Nachfrage und damit die 
Preise erhöhen wird. Das wäre 
allerdings zu vermeiden, wenn die 
Unternehmer Einsparungen auf dem 
Steuerkonto dazu benutzen w ü r- , 
den, ihre Schulden abzubauen, oder 
die Verbraucher ihr erhöhtes N etto­
einkommen auf die Sparkasse tra ­
gen. Diese Annahmen sind jedoch 
wenig realistisch, auch wenn man 
an die Einführung zusätzlicher 
Sparanreize denkt.

W ohl aber könnte eine weitere 
Preissteigerung verhindert oder 
doch gedämpft werden, wenn man 
das W arenangebot auf dem In­
landsm arkt entsprechend der Nach­
frage erhöht. Da das aber bei der 
gegenwärtigen Überbeschäftigung 
kaum anders möglich ist als durch 
Einfuhren, so bietet sich eine Zoll­
senkung, die mit einem Schlage 
alle Güterpreise um 30 "/o des Zolls

ermäßigt, als schnell wirkendes 
Auswegsmittel an, auch wenn 
grundsätzlich Bedenken dagegen 
bestehen. Eine Aufwertung der 
D-Mark w ürde natürlich in der 
gleichen Richtung wirken, doch 
stehen einer solchen radikalen 
M aßnahme wohl noch größere Be­
denken entgegen, zumal auch die 
Ausfuhr dadurch beeinträchtigt 
werden würde.

Finanzpolitische Wirkungen  
W as bedeutet nun eine lineare 

30 "/oige Zollsenkung? Zunächst 
gehen die Zolleinnahmen des Fis­
kus zurück, es sei denn, die Ein­
fuhrerhöhung ist so stark, daß sie 
den Ausfall w ieder einbringt. Im­
merhin machten die Einnahmen 
aus Zöllen im Jah re  1955 1,8 Mrd. 
DM aus, das sind 9 Vo der Gesamt­
einnahmen der Bundesrepublik. 
Auch wird Finanzminister Schäffer 
kaum auf die sogenannten Finanz­
zölle (Kaffee, Tee, Kakao, Tabak 
usw.) verzichten, auf die m ehr als 
die Hälfte aller Zölle entfallen — 
der Rest zu etwa gleichen Teilen 
auf Landwirtschaft und Industrie. 
An den Rohstoffen geht eine Zoll­
senkung fast ganz vorbei, da sie 
meist zollfrei im portiert werden, 
insbesondere so wichtige Rohstoffe 
w ie Kohle, Koks und Erze. Erhöhte 
Einfuhren können, falls sie nicht 
mit ebenso erhöhten Ausfuhren Z u ­

sammengehen, zu einer gefährli­
chen Verminderung der Gold- und 
D evisenreserven führen, gefährlich 
auch wegen unserer Verpflichtun­
gen aus dem Internationalen Schul­
denabkommen. Diese Reserven 
machen mit 12 Mrd. DM etwa die 
H älfte unserer Vorjahreseinfuhr 
aus und sind auch in Anbetracht 
unserer Zahlungsverpflichtungen 
durchaus nicht übermäßig hoch.

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per- 
sönlieJikeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen, Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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Welche Preissenkungen sind zu  
erwarten  ?

Die lineare Zollsenkung soll nach 
Erhard auch vor denAgrarzöllen nicht 
H alt madien. Ist das noch realistisdi 
gedadit, nachdem man gerade eine 
große Agrarhilfe beschlossen hat? 
Erhard müßte sich also auch gegen 
den M inister Lübke durchsetzen. 
Es bestehen schwere Zweifel, ob 
das möglich sein wird. Schließlich 
werden wohl praktisch nur die ge­
werblichen Preise von der „line­
aren" Zollsenkung betroffen. W as 
bedeutet das?

Es kann nicht bezweifelt werden, 
daß es gerade die Preise für Nah­
rungsm ittel sind, die den gewünsch­
ten Preiseffekt in erster Linie haben 
würden — falls sie nicht durch 
Kontingentierungen, Einfuhrschleu­
sen und andere Einrichtungen im 
Sinne von „M arktordnung“ abge­
fangen werden. Errechnet man die 
Einfuhrpreise je  M engeneinheit, 
wie sie sidi für 1955 ergeben, und 
schlägt ihnen einmal den gelten­
den Zoll zu, zum anderen den imi 
30 Vo ermäßigten Zoll, so kann man 
die W irkung der Zollsenkung auf 
die Preise der im portierten Erzeug­
nisse etwa absehen. Dann ergibt 
sich durch den 30 "/eigen Zollab­

schlag z. B. bei Butter ein Preisrück­
gang um 6 “/», bei Schweine­
schmalz um 5 Vo, bei poliertem 
Reis um 4 “/o, bei Honig um 9 ®/o. 
Bei gewerblichen Gütern beläuft 
sich der Preisrückgang nach Ab­
schlag der Zollermäßigung z. B. bei 
Personenkraftwagen auf 7 “/o (30 
bzw. 21"/» Zoll gerechnet), bei 
Klimaanlagen auf 1,5’’/ff, bei Kühl­
schränken auf 1 “/o, bei Zwischen­
produkten wie Ruß auf 4 '‘In, bei ge­
bleichtem Sulfatzellstoff auf 2 “/o, 
bei W ollstreichgam  auf 2 ”/o, bei 
synthetischen Fäden auf 5 “/» usw.

Diese willkürlich herausgegriffene 
Auswahl soll natürlich nur ein Bild 
davon geben, um welche Größen­
ordnungen es sich bei der Preisaus­
w irkung einer Zollsenkung in der 
geplanten Höhe handeln kann. N a­
türlich hängt alles davon ab, wie 
w eit die Preissenkung w eitergege­
ben wird, in welchem Umfang die 
Nachfrage auf ermäßigte Preise 
(Nachfrageelastizität) reagiert usw. 
Schon eine A nalyse — ganz abge­
sehen von einer Prognose — dürfte 
hier sehr schwierig sein. Sie wird 
auch später noch Probleme bieten, 
wenn man weiß, wie wirtschaftlich 
und statistisch alles abgelaufen sein 
wird. (W. A. w .)

Die Ablehnung von Zollsenkungen löst Preiserhöhungen aus

M it seiner Ankündigung, die 
Zollpolitik wieder einmal in die 
Maßnahmen zur K onjunkturbe­
einflussung einzuspannen und die 
Zölle linear mm 30 Va zu senken, 
hat Professor Erhard eine erregte 
Diskussion ausgelöst. Die Kritiker 
können sich noch nicht von dem 

■ Gedanken freimachen, daß die Zölle 
ein Instrum ent der Handelspolitik 
sind, daß man durch das Angebot 
einer Zollsenkung andere Staaten, 
in die man exportieren will, zur 
Senkung ihrer hohen, den eigenen 
Export störenden Zollmauern ver­
anlassen kann, daß man mit Hilfe 
des Zolls die heimische Produktion 
schützt und vom billigen Auslands­
angebot abkapselt und schließlich, 
daß die Zollhöhe möglichst lange 
stabil bleiben soll, um langfristige 
Dispositionen des Einfuhrhandels 
zu ermöglichen. Gegen alle diese 
traditionellen V orstellungen scheint 
es zu verstoßen, wenn die Zölle zu 
einem konjunkturpolitischen Instru­
ment gemacht werden sollen.

Es ist ein schwaches Argument, 
wenn man sich bei der Ablehnung 
eines neuen Vorschlags nur auf die 
Unüblichkeit oder die Nicht­
übereinstim mung mit den altherge­
brachten Lehren berufen kann. 
Auch die volkswirtschaftliche Ent­
wicklung schreitet fort, und m it ihr 
können sich neue Erkenntnisse er­
geben. Schließlich ist es nicht die 
Lust am Experimentieren, die den 
Beweggrund für die geplante Maß­
nahm e abgibt, sondern die N ot­
wendigkeit, die Preissteigerungen 
zu bremsen. Diese sind durch eine 
Entwicklung der Nachfrage bedingt, 
mit der das Angebot nicht Schritt 
gehalten hat. W ährend man am 
Ende des vergangenen Jahres Span­
nungen vor allem bei der Bauwirt­
schaft, bei den Investitionsgütern 
und den Grundstoffen beobachtete, 
sind jetzt auch die Konsumgüter 
ergriffen worden. Die Preise der 
gesamten industriellen Erzeugung 
liegen im März 1956 um über 4 °/o 
über denen vom März 1954; be­

trachtet m an die Grundstoffe allein, 
so sind es sogar etwa 8 "/». Die Le­
benshaltungskosten sind in diesen 
beiden Jahren  um 5 “/o gestiegen, 
wobei vor allem die landwirtschaft­
lichen Erzeugnisse mit einer er­
heblich höheren Steigerung den 
Durchschnitt beeinflussen. Läge ein 
genügendes inländisches Angebot 
vor, so w ürde dies den nötigen 
Preisdruck erzeugen. W ir befinden 
uns jedoch in  Zeiten der Vollbe­
schäftigung; der Spartrieb ist nicht 
groß, und das Arbeitseinkommen 
w ird ausgegeben. Die große Nach­
frage schafft daher einen Verkäu­
fermarkt, der natürlich einen Preis­
auftrieb begünstigt.

Die so erfreulichen Exportüber­
schüsse der letzten Jah re  beweisen, 
daß m ehr Güter ins A usland strö­
m en als eingeführt werden. Sie 
bringen aber zwangsläufig eine Ver­
knappung des Inlandsangebots mit 
sich, die sich auf die Preise aus­
w irkt. Der Gedanke einer Einfuhr­
steigerung drängt sich dadurch ge­
radezu auf. Um dies zu bewirken, 
m üssen jedoch die einer Einfuhr 
entgegenstehenden Hemmnisse be­
seitigt werden, also die mengen­
m äßigen Einfuhrbeschränkungen, 
was durch w eitere Liberalisierung 
geschehen könnte, und ferner die 
Zölle, die neben der Umsatzaus- 
gleichsteuer^ die Einfuhrware be­
lasten.

Die Erfahrungen waren günstig
W ir erinnern uns noch daran, 

w ie Prof. Erhard im Frühjahr 1955 
um die Ermächtigung kämpfte, bei 
Bedarf schlagartig Zölle zu senken, 
um Preissteigerungen entgegenzu­
w irken. Der Bundestag w ollte je ­
doch nicht ausgeschaltet werden 
und versagte seine Zustimmung zu 
dieser Gesetzesänderung. Im De­
zember 1955 kam es dann zu einem 
Kompromiß. M it Zustimmung des 
Bundestags, jedoch im Schnellver­
fahren und ohne die W irtschaft zu 
hören, w urden die Zölle für 270 
W aren, vor allem Baubedarfsgüter 
und Produktionsm ittel der Land­
wirtschaft, um 50 "/o gesenkt. Die 
Überraschung w ar geglückt. Der 
Handel mußte einige bereits ver­
zollte Lagerbestände un ter dem 
Druck der zollbegünstigt eingehen­
den W aren entsprechend billig ab­
geben. Die A ktion hatte  jedoch 
einen Pferdefuß. Die Industrie war 
verschnupft, weil über ihren Kopf
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hinweg vorgegangen worden war 
und der ihr nach ihrer Meinung 
zustehende Zollsdiutz verloren war. 
Zudem war die Senkung bis zum 
30. 6. 56 befristet. Der Einfuhrhan­
del konnte sidi für diesen kurzen 
Zeitraum nidit sofort günstige aus- 
ländisdie Einkaufsquellen ersdilie- 
ßen, wollte es audi nicht mit den 
inländisdien Lieferanten verderben, 
auf die er nadi dieser Zeit wohl 
wieder angewiesen wäre, und 
konnte in vielen Branchen den 
Service und Ersatzteildienst für die 
Auslandsfabrikate nicht einrichten, 
ohne die Gewähr für langjährige 
Geschäftsbeziehungen zu haben.

Die Statistik lehrt, daß im 
Januar und Februar die Importe 
stets absinken. So ist es kein A r­
gument gegen die Maßnahme, daß 
auch in diesem Jahre trotz der 
Zollermäßigung in den ersten Mo­
naten keine allgemeine Einfuhr­
steigerung zu verzeichnen war. Der 
Erfolg ist aber dennoch nicht zu 
leugnen; Baubedarfsgüter und land­
wirtschaftliche Maschinen wurden 
vermehrt importiert. Noch wichti­
ger dürften jedoch die indirekten 
Wirkungen sein. Inländische Pro­
duzenten gleichartiger W aren w ur­
den gehindert, P r e i s e r h ö h u n g e n  
vorzunehmen. Nachweislich wurde 
nämlich bei vielen W aren die Zoll­
ersparnis bis zu 10 Vo des W ertes 
voll an den Verbraucher w eiterge­
geben, so daß er billiger kaufen 
konnte als vor der Zollsenkunq. 
Das blieb nicht ohne W irkung auf 
die Inlandspreise.

Sprechen schon diese Erfolge für 
eine Ausweitung der Zollsenkung 
auf sämtliche W aren, so w ird man 
jetzt den Fehler einer zu kurzep 
Befristung vermeiden und die Sen­
kung vorerst wenigstens für 1 bis 
2 Jahre gelten lassen. Trifft sie alle 
Waren prozentual gleich, so ent­
fällt der Vorwurf der ungleichmä­
ßigen Behandlung; zudem wird da­
durch die Harmonie des Zolltarifs 
am wenigsten gestört.

Industrielle Aufträge steigen
Der Industrie w ird es schwer 

sein, einen W iderspruch mit ihrem 
Schutzbedürfnis zu begründen. Ihr 
A uftragseingang nahm im März 
w ieder zu und liegt bei einem In­
dex von 1951 =  100 im Durch­
schnitt bei 171 gegenüber 163 im 
Februar. Das Bestellvolumen war 
im März 1956 um 8 “/o größer als 
im März des V orjahres; die Aus­
landsaufträge nahm en noch mehr 
zu als die Inlandsaufträge, insbe­
sondere bei der Investitionsgüter­
und der Grundstoffindustrie. Die 
Geschäftsberichte beweisen zudem 
die Mühe nam hafter Betriebe, 
die Gewinne zu verdauen, ohne 
die A ktionäre und das Finanz­
amt zu sehr teilhaben zu lassen. 
Abschreibungen und Sozialfonds 
müssen für diesen Zweck verm ehrt 
herhalten. Man w ird daher Pro­
teste gegen einen angeblichen Ruin 
der eigenen Produktion durch eine 
neue Zollsenkung sehr kritisch zu 
prüfen haben; zumindest sollte 
man keine Redensarten gelten las­
sen, sondern Zahlen verlangen. 
Ausnahmen könnten grundsätzlich 
wohl nur bei den preisgebundenen 
A grarw aren und den Fiskalzöllen 
gelten, weil h ier andere volksw irt­
schaftliche Überlegungen eine Rolle 
spielen. Auch könnte man erwägen, 
der Landwirtschaft wegen ihrer an­
erkannten Sonderverhältnisse einen 
niedrigeren Senkungssatz zuzuge­
stehen als der gewerblichen W irt­
schaft. Sie von der Aktion ganz 
auszunehmen, ist jedoch bedenk­
lich, weil gerade h ier das Ausland 
billiger liefern kann und die V er­
billigung der Ernährungsgüter den 
Lebenshaltungsindex fühlbar ent­
lastet.

Eine internationale Vorleistung?
International kann das deutsche 

V orgehen einen kräftigen Impuls 
für die Bemühungen der OEEC und 
der M inisterkonferenz der M ontan­
unionsländer um lineare Zollsen­
kung ausüben. Die zu Ende ge­

hende GATT-Konferenz hat mit 
ihren m ageren Ergebnissen bew ie­
sen, daß man mit dem gegenseiti­
gen H erunterhandeln bestimmter 
Zollpositionen nicht m ehr w eiter­
kommt. N ur noch lineare Aktionen 
versprechen Aussicht auf Erfolg. 
Da bei internationalen Verhand­
lungen vom ungekürzten Zollsatz 
ausgegangen wird, läßt eine nur 
befristete Senkung keine Schwä­
chung der deutschen Verhandlungs­
position befürchten. Eine deutsche 
Vorleistung liegt bei einer Sen­
kung zwar vor, w ird jedoch Früchte 
tragen, wenn die Niederzoll-Län­
der ihre Drohung wiederholen, die 
Liberalisierung wegen der Nicht­
senkung der Zölle der Hochschutz- 
Länder zu widerrufen. Ein Zoll hat 
seine Berechtigung verloren und 
bringt keinen Vorteil mehr, wenn 
das A uslandsangebot erwünscht ist 
und die heimische W irtschaft ge­
zwungen w erden soll, durch Ratio­
nalisierung in das ausländische 
Angebot einzutreten. Bei einer ex­
pansiven W eltwirtschaft bedeutet 
die einseitige Aufgabe des Zoll­
schutzes keineswegs mehr nur ein 
Opfer, weil sie den W ettbewerb 
mit seinen wohltuenden Folgen be­
lebt. Daß die Käseglocke eines ho­
hen Zolls kein Allheilmittel für die 
eigene Industrie ist, bew eist die 
amerikanische Zollerhöhung für 
Uhren und Fahrräder.

Bei allen noch zu erw artenden 
Protesten gegen die lineare Zoll­
senkung, die am 1. 7. 56 nach Aus­
laufen der alten konjunkturpoliti­
schen Senkungen einsetzen müßte, 
beurteilen wir die Chancen für die 
Verwirklichung des Plans und sei­
nen Erfolg günstig. Niemand wird 
nämlich die V erantwortung dafür 
tragen wollen, daß durch Ableh­
nung jeder w eiteren Maßnahme am
1. 7. 56 die Zölle für eine größere 
Zahl von W aren in doppelter Höhe 
erhoben werden, da dies zweifellos 
der Startschuß für Preiserhöhungen 
größeren Stils wäre. (E-n)

VEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE H A M B U R G E R  GI ROB ANK

Z E N T R A L E :  H A M B O R G  1 1 .  A L T E R  W A L L  2 0 - 3 0 ,  T E L E F O N  3 1 1 0 1 5
22 F I L I A L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N  I N  G R O S S - H A M B ü  R G , C Ü X H A V E N  U N D  K I E L
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Die Struktur des Zolltarifs ist gefährdet!

D ie  vom Bundeswirtschaftsmini­
ster vorgesdilagene 30 "/oige lineare 
Zollsenkung steht zur Zeit im Vor­
dergrund der wirtschaftspolitisdien 
Diskussion. Sowohl unter konjunk­
turpolitischen als auch unter außen­
wirtschaftlichen A spekten hält man 
in der Regierung eine Steigerung 
der Importe für unerläßlidi. Mit 
der Erreichung der Vollbeschäfti­
gung im Herbst vergangenen Jah ­
res hat W estdeutschland ein kon­
junkturelles Entwicklungsstadium 
erreicht, das auf Teilgebieten zu 
gewissen Spannungen zwischen der 
Gütererzeugung und der Nachfrage 
geführt hat. Die Regierung hält 
deshalb im Interesse der Stabil-

P h i l a t e l i s t e n !
Ihr Hobby madit sich bezahlt, wenn 
Sie den interessanten Anregungen 
des Experten W. E. F y n d e m 

in der Wochenschrift 
STA M P C O r tE C X m C  

(Briefmarkensammlung) 
folgen; unentbehrl. f. jeden Sammler. 
Europas einziges wÖdientlidi ersdiei- 
nendes Briefmarken - Sammler • Organ, 
dessen Verbreitung sicäi über die 
ganze W elt erstreckt.
Fordern Sie kostenlose Probehefte an.

STAMP COLLECTING LTD.,
42 Maiden Lane, LONDON, W. C. 2.

erhaltung des deutschen Preis- und 
Lohnniveaus ein Ausweichen auf 
ausländische Versorgungsquellen 
für notwendig.

Aber offensichtlich auch aus 
währungs- und handelspolitischen 
Gründen glaubt die Regierung, auf 
die Schaffung zusätzlicher Einfuhr­
anreize nicht verzichten zu können. 
Sie geht dabei von der Erwägung 
aus, daß die Überschüsse der Han­
dels- und Zahlungsbilanz auch in 
naher Zukunft anhalten werden. 
Daraus resultiert aber eine weitere 
Liquiditätssteigerung als Folge 
der mit den Überschüssen verbun­
denen . Ausweitung des Geldvolu­
mens. Für nicht minder bedenklich 
hält man schließlich auch die A us­
w irkungen dieser Überschüsse auf 
das handelspolitische Verhältnis 
zu unseren Partnerländern.

Es ist nicht zu bestreiten, daß die 
hohe A ktivität unserer Handels­
bilanz gegenüber wichtigen Han­
delspartnern auf lange Sicht die 
Gefahr von Retorsionsmaßnahmen 
gegen den deutschen Export in 
sich birgt. So drohen bereits seit

einiger Zeit die sogenannten N ie­
derschutzländer mit einer Einschrän­
kung ihrer Liberalisierung, falls es 
nicht gelingt, die Disparitäten im 
europäischen Zollniveau zu beseiti­
gen. Zweifellos richten sich diese 
Vorwürfe auch gegen die Bundes­
republik, obwohl gerade Deutsch­
land im letzten Jah r zahlreiche An­
strengungen unternommen hat, die 
besonderen handels- und zollpoli­
tischen Anliegen dieser Länder zu 
berücksichtigen.

Unterschiedliche Beurteilung  
in einzelnen Wirtschaftszweigen
Verständlicherweise findet der 

Zollsenkungsplan des Bundeswirt­
schaftsministers in der deutschen 
W irtschaft eine unterschiedliche 
Aufnahme. W ährend der Bauern­
verband die Einbeziehung der 
Agrarzölle bereits grundsätzlich ab­
gelehnt hat, liegt eine abschlie­
ßende Gesamtstellungnahme der In­
dustrie als des von dieser Aktion 
in erster Linie betroffenen W irt­
schaftszweiges noch nicht vor. Die 
Industrie hat aber bereits in der 
Vergangenheit anläßlich der vor­
angegangenen konjunkturpoliti­
schen Zollsenkungsmaßnahmen 
ihren Standpunkt klar umrissen. 
Sie hat sich dabei grundsätzlich 
gegen den Einsatz der Zölle zur 
Beeinflussung kurzfristiger kon­
junktureller Entwicklungen ausge­
sprochen und demgegenüber auf 
die Bedeutung der Zollpolitik im 
Rahmen einer langfristigen W irt­
schafts- und Handelspolitik ver­
wiesen. Es müßten deshalb schon 
schwerwiegende ökonomische Grün­
de vorliegen, die die Industrie zu 
einer Änderung ihrer bisherigen 
Haltung in dieser Frage veranlas­
sen könnten.

In der Industrie bestreitet man 
selbstverständlich nicht, daß ein 
echter funktionaler Zusammenhang 
zwischen Binnenwirtschaft und A u­
ßenhandel.besteht. Die Industrie er­
kennt durchaus an, daß die Stabiler­
haltung des inneren Preisgefüges 
und der deutschen W ährung eine 
wesentliche Voraussetzung für die 
Sicherung der W ettbewerbsfähig­
keit im Außenhandel darstellt. Man 
sollte sich aber davor hüten, die 
auf Teilgebieten vorhandenen kon­
junkturellen Spannungen zu verall­

gemeinern. Eine schematische line­
are Zollsenkung über die gesamte 
Breite des gewerblichen Sektors 
unterstellt zu Unrecht die Notwen­
digkeit einer Beeinflussung des ge­
samten industriellen Preisniveaus. 
Ebensowenig wie die Handelspolitik 
kann die Zollpolitik auf eine Dif­
ferenzierung der angewendeten 
M ittel verzichten.

Ausnahmen gefährden den Effekt
Die angestrebten preis- und kon­

junkturpolitischen Effekte lassen 
sich mit einer Zollermäßigung allen­
falls dann erreichen, wenn auch die 
A grar- und — zumindest teilweise 
— die Finanzzölle einbezogen wer­
den. M aßnahmen gerade in diesem 
Bereich würden einen unm ittel­
baren Niederschlag in; den Lebens­
haltungskosten w eiter Verbraucher­
schichten finden. Angesichts der 
innenpolitischen Lage erscheint es 
aber mehr als fraglich, ob das Par­
lament, das erst kürzlich ein be­
sonderes Hilfsprogramm für die 
Landwirtschaft verabschiedet hat, 
im gegenw ärtigen Zeitpunkt Sen­
kungen der Agrarzölle zustimmen 
würde. Gegen eine Einbeziehung 
der Finanzzölle, auf die mehr als 
50 Vo des gesamten Zollaufkommens 
entfallen, dürften mit Sicherheit fis­
kalische Einwände erhoben werden. 
Damit aber würde sich die Zollsen­
kungsaktion auf den gewerblichen 
Sektor beschränken und eine aus­
gesprochene Optik, gegen die In­
dustrie erhalten.

Im übrigen kommt eine Zollsen­
kung im geplanten Ausmaß einer 
Ä nderung der Struktur des deut­
schen Zolltarifs gleich. Eine lineare 
Zollsenkung setzt voraus, daß das
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gegenw ärtige deutsche Zollniveau 
in sich ausgeglichen ist. Auch das 
muß höchst fraglich erscheinen. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß die 
autonom en und vertraglichen Zoll­
senkungen seit 1951 die einzelnen 
industriellen Bereiche durchaus un-
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tersdiiödlich betroffen haben. Eine 
lineare Zollsenkung würde also den 
unterschiedlichen Vorleistungen der 
einzelnen Wirtschaftszweige keines­
falls gerecht werden. Man könnte 
nidit einmal handelspolitische Grün­
de für sie ins Feld führen; denn die 
Erfahrungen gerade bei den in ter­
nationalen Zollverhandlungen ha­
ben gezeigt, daß sidi die Zollfor­
derungen des Auslandes jeweils 
auf gaiiz bestimmte, nad i den In­
teressen einzelner Länder differen­
zierte Bereiche erstrecken, zu denen 
in der Regel der A grarsektor ge­
hört. Mit Sicherheit werden daher 
weite Kreise der Industrie einer 
differenzierten Zollpolitik, die der 
wirtsdiafts- und handelspolitischen 
Situation wesentlidi besser geredit 
wird, den Vorzug geben.

In der Industrie te ilt man audi 
nicht den Optimismus, mit dem 
offensichtlich die Ressorts die künf­
tige Entwicklung unserer H andels­
und Zahlungsbilanz beurteilen. Eine 
Abschwädiung der Expansion un­
serer Ausfuhr ist zwar vorerst nicht 
zu erwarten, wenn auch das allge­
meine W ettbewerbsklima auf den 
Auslandsmärkten sich w eiter ver- 
sdilechtert. Ob aber die über- 
sdiüsse der Zahlungsbilanz in der 
bisherigen Höhe anhalten werden, 
muß angesichts der anlaufenden 
Rüstungsimporte und der verstärk­
ten Sdiuldentilgung zweifelhaft er- 
sdieinen. (Ug)

Kein Grund zur Panik

In den meisten Fällen schwerer Konjunktureinbrüche hat die Panik Pate 
gestanden. Und das oberste Gesetz der verantwortlichen W irtschafts­

politiker muß es sein, Panik zu verhüten. Der W irtschaftsablauf in jeder ’ 
freien M arktwirtschaft ist Sdiwankungen unterworfen. Die Aufgabe der 
W irtschaftspolitik ist es, sich abzeichnende Anomalien mit sicherer Hand 
durch möglichst wenige Schwerpunktmaßnahmen zu heilen, selbst wenn 
diese für die eine oder andere Interessentengruppe unpopulär sein soUten. 
Der W irtschaftspolitiker muß ebenso wie der Finanzpolitiker den Mut 
zur U npopularität haben.

In einer vollbeschäftigten Wirtschaft, die über einen intakten Pro­
duktionsapparat und hochqualifizierte A rbeitskräfte verfügt und deren 
weltwirtschaftliche Verbindungen reibungslos laufen, gibt es überhaupt 
keinen Grund für panische Zustände. W as aber Panik auslösen kann, 
sind fortgesetzte Alarmrufe, die die Unsicherheit über die zu treffenden 
Maßnahmen verraten. Leider hat man uns in  letzter Zeit in dieser 
Beziehung etwas viel zugemütet, während man lange Zeit vorher in 
einem unerschütterlichen Optimismus die Symptome der sich allmählich 
warmlaufenden W irtschaftsmaschine schlechtweg leugnete. W ir sind jetzt 
in eine hektische Debatte über konjunkturbeeinflussende Maßnahmen 
eingetreten, in der über sich widersprechende wirtschaftspolitisdie 
Pläne (Kreditrestriktionen, Steuersenkungen, Zollabbau, W ährungsauf­
wertung usw.) gestritten wird, ohne daß es gelingt, sich über die ver­
schiedenen Interessentenstandpunkte hinweg für w irkungsvolle Maß­
nahmen zu entscheiden. In dieser Unsicherheit und Unentschlossenheit 
über die zu ergreifenden Maßnahmen liegt die größte Gefahr.

Es hat keinen Sinn, für die gegenwärtig kritische Phase des Kon­
junkturablaufs nach dem Schuldigen zu suchen. Schuldig sind wir alle, 
weil w ir in einer Zeit des flüssigen Geldes den eigenen Wünschen — 
die durchaus nicht egoistischer A rt zu sein brauchen — etwas bedenken­
los Spielraum gegeben haben. Das liegt aber in einer freien M arkt­
wirtschaft nahe, und deshalb verspricht es wenig Erfolg, nur an die 
Disziplin zu mahnenj denn jeder ist der Meinung, daß seine eigene kleine 

. Undiszipliniertheit ja  nicht den Ausschlag geben kann. Die Kumulation 
der Wünsche hat zu einer H ypertrophie der Vorhaben geführt, die das 
W irtschaftsgefüge verzerrt. Es käm e darauf an, durch eine Selektion der 
Investitionsvorhaben das Angebot an Verbrauchsgütern zu heben. Zwei­
fellos ist diese Selektion wichtiger als die Restriktion. Und meines Er­
achtens müßte die Ausweitung des Güterangebots leichter sein als die 
Beseitigung des Kaufkraftüberhangs. Unsere nebelhaften Vorstellungen 
von der Autom atisierung verbinden sich allzugern mit der Forderung 
nadi hohen Investitionsaufwendungen. Es gibt aber auch eine investi­
tionsextensive Rationalisierung, die in der gegenwärtigen K onjunktur­
phase auf jeden Fall vorzuziehen ist. Audi in einer vollbeschäftigten ■ 
W irtschaft gibt es. genügend Spielraum für eine fortschreitende Wohl- 
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Erste Vertriebsleiter -Konferenz der europäischen Industrie

Die gewaltige Tedinisierung der Produktionspro­
zesse hat den M assenmarkt geschaffen, der seine 

eigenen, völlig neuen Vertriebsproblem e aufwirft, von 
deren Lösung Bestand und Funktion der modernen 
Volkswirtschaft abhängen. Die m oderne V ertriebs­
ökonomik geht nicht m ehr allein den Kaufmann an, 
sondern sie beeinflußt heute in entscheidendem Maße 
unseren Lebensstandard. Sie ist damit in das Blick­
feld breiter Konsumentenschichten gerückt und erhält 
dabei wohl oder übel einen politischen Akzent. 
Augenfällig wird uns dies, wenn wir an die zuneh­
mende Diskussion über die „zu hohen" V ertriebs­
kosten oder die „zu hohen" Handelsspannen denken. 
Unbestreitbar haben die Probleme der V erteilungs­
wirtschaft an Bedeutung so zugenommen, daß sie in 
ihrer Wirkung auf die günstigste Versorgung der 
Konsumenten mit den organisatorischen und techni­
schen Produktionsproblemen konkurrieren. Diese Er- 
sdieinung ist kennzeichnend für die modernen Indu­
striestaaten der westlichen W elt: sie ist der Ausdruck 
der liberalen W irtschaftsordnung.

Die Einheitlichkeit der Problemstellung wie auch die 
w eltweite Absatzverflechtung der meisten Industrien 
legen es nahe, die Erfahrungen im Vertriebsbereich 
der Unternehmungen unter den einzelnen Nationen 
auszutauschen. Aus dieser Sicht heraus machte sich 
das Europäische Produktivitätsam t der OEEC unter 
der Leitung seines Direktors, R. Grégoire, zum gleich­
sam natürlichen Förderer der ersten Konferenz indu­
strieller V ertriebsleiter auf internationaler Ebene.
Mit der Unterstützung interessierter nationaler und 
internationaler Organisationen wurde für die erste 
Maiwoche eine dreitägige A rbeitstagung in Paris vor­
bereitet, an der etwa 200 Unternehmer, industrielle 
Vertriebs- und V erkaufsleiter sowie die Fach- 
V e r t r e te r  a u s  Universitäten, wissenschaftlichen In­
s t i t u t e n  u n d  verschiedenen Produktivitätsstellen aus 
insgesamt elf europäischen Ländern teilnahmen. Die 
branchenmäßige Zusammensetzung der Hörerschaft 
w ar außerordentlich vielfältig, überrasd iend  mag für 
manchen Teilnehmer die Feststellung gewesen sein, 
daß die Rohstoff- und Industriegüterindustrie minde­
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